
sein arbeitsscheues Verhalten herausarbeitete und mit 
dem Betreuungsprogramm die erzieherische Einfluß
nahme vorbereitete, half sie dem Rat des Stadtbezirks, 
die Frage nach der Notwendigkeit und dem Zeitpunkt 
der Erstattung einer Anzeige wegen Verdachts der Ge
fährdung der öffentlichen Ordnung durch asoziales 
Verhalten gemäß § 249 StGB zu beantworten. Das Pro
tokoll über die Beratung der Expertengruppe wurde 
bei dem später eingeleiteten Ermittlungsverfahren ge
gen F. als Beweismittel verwendet. Durch Zeugenaus
sagen eines Mitglieds der Expertengruppe und eines 
Mitarbeiters des örtlichen Rates wurden auch weitere 
Feststellungen der Expertengruppe und des örtlichen 
Rates im Ermittlungsverfahren bewiesen.

Die Mitwirkung der Expertengruppen bei der 
Wiedereingliederung Strafentlassener

Einer spezifischen erzieherischen Einflußnahme bedür
fen die Täter, die besonders schwerwiegend gegen die 
Gesetze verstoßen haben und deshalb zu Freiheitsstra
fen verurteilt werden müssen. Aus diesem Grund muß 
das Untersuchungsorgan, der Staatsanwalt, das Gericht 
und auch die Strafvollzugseinrichtung wesentliche In
formationen, die für den Erziehungsprozeß des Täters 
wichtig sind, an den für die weitere Erziehung und 
Wiedereingliederung eines Täters verantwortlichen 
örtlichen Rat weitergeben.
Unseres Erachtens wird diese Aufgabe in der Praxis 
z. T. noch unterschätzt. Obwohl allgemein anerkannt 
wird, daß gerade auf der Grundlage dieser Hinweise 
insbesondere die Strafvollzugseinrichtungen und die 
Bereiche für Inneres die differenzierten Maßnahmen 
zur Vorbereitung und Durchführung der Wiedereinglie
derung festlegen, finden sich in den Unterlagen oft 
nur formale Hinweise.
Schon im Ermittlungsverfahren sollten die Unter
suchungsorgane und Staatsanwälte u. a. darauf hin- 
weisen, welche Täter — vorausgesetzt, daß ihre Schuld 
in der gerichtlichen Hauptverhandlung bewiesen wird — 
bei der Wiedereingliederung von der Expertengruppe 
betreut und beraten werden sollen. Die Betreuung oder 
Beratung von Strafentlassenen ist insbesondere bei dem 
eingangs genannten Personenkreis notwendig, bei dem 
spezifische Kenntnisse verschiedener Experten genutzt

werden müssen, um ein effektives Erziehungs- und Be
treuungsprogramm auszuarbeiten.
Es genügt jedoch nicht, nur die Einbeziehung der Ex
pertengruppe zu empfehlen, sondern die Tätigkeit die
ser Gruppe muß auch durch entsprechende Hinweise 
unterstützt werden. So sind z. B. bei Vorbestraften 
Feststellungen darüber wichtig, welche positiven Per
sonen aus dem Lebenskreis des Täters bei der Wieder
eingliederung und Betreuung mit einbezogen werden 
können, welche Fehler bei der vorangegangenen Wie
dereingliederung gemacht wurden oder welche Fragen 
spezieller Art die Expertengruppen zu klären ha
ben.^/
Auch bei Ersttätern kann die Einbeziehung der Exper
tengruppe zur Verhütung von Rückfälligkeit notwendig 
sein. So waren z. B. besondere Hinweise bei einer jun
gen Frau erforderlich, die sich des Scheckbetrugs schul
dig gemacht hatte. Sie war mit ihren beiden Kin
dern allein, konnte nicht wirtschaften und hatte mit 
der Erziehung ihrer Kinder große Sorgen. Sie war mit 
sich selbst unzufrieden und hatte die Betrugshandlun
gen mit dem Ziel begangen, den Kindern eine Freuds 
zu machen.
Die Beratung durch Pädagogen und Psychologen half 
hier der Verurteilten, unterstützt durch die ehrenamt
liche Mitarbeiterin der Abt. Innere Angelegenheiten, 
entsprechend dem von der Expertengruppe aufgestell
ten Betreuungsprogramm zu einer ordentlichen Lebens
weise zu kommen.
Unseres Erachtens sollten sich auch die Gerichte in 
Vorbereitung der Hauptverhandlung gemäß § 199 Abs. 2 
StPO bei problematischen Fällen von der Experten
gruppe des Rates beraten lassen. Das ist besonders in 
den Fällen ratsam, in denen das Gericht, für den Fall, 
daß die Schuld des Angeklagten in der Hauptverhand
lung festgestellt wird, die Anwendung von Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung Vorbestrafter in Erwägung 
zieht. Auch bei einer Strafaussetzung auf Bewährung 
gemäß § 349 StPO, bei der Maßnahmen zur Erhöhung 
der erzieherischen Wirkung gemäß § 45 Abs. 3 StGB 
festgelegt werden, sollte das Gericht in notwendigen 
Fällen mit der Expertengruppe Zusammenarbeiten.

/4/ Vgl. E. Lehmann/A. Meyer/Faber, „Die Zusammenarbeit 
zwischen Strafvollzugseinrichtungen und Expertengruppen 
enger gestalten“, Forum der Kriminalistik 1971. Heft 10. s. 464 ff.

Materialien der Plenen der Bezirksgerichte_____________________
Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung 
auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes
Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum des Stadtgerichts von Groß-Berlin vom 19. April 1972
Es liegt im Wesen der sozialistischen Gesellschaft, die 
Werktätigen vor der Gefährdung und vor der Beein
trächtigung ihrer Gesundheit am Arbeitsplatz zu schüt
zen. Die sozialistische Gesellschaft bietet alle Voraus
setzungen für die weitere Zurückdrängung von Ge
sundheitsschädigungen der Werktätigen im Arbeitspro
zeß, vor allem der Arbeitsunfälle, und sichert durch 
zahlreiche Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 
den vorbeugenden Gesundheitsschutz der Arbeiter und 
aller anderen Werktätigen.

Das Plenum des Stadtgerichts stellt sich die Aufgabe, 
ausgehend vom Stand der Rechtsprechung in Arbeits
schutzsachen, das Zusammenwirken der staatlichen Ge
richte mit den Konfliktkommissionen, Gewerkschaften 
und mit den Verantwortlichen für den Arbeitsschutz in 
den Betrieben effektiver zu gestalten, um im Rahmen

des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes zur Festi
gung von Disziplin, Ordnung und Sicherheit in den 
Betrieben beizutragen.
Für die Rechtsprechung auf den Gebieten des Arbeits
und des Strafrechts sind trotz ihrer jeweiligen Spezifik 
gemeinsame Grundaufgaben gestellt. Deshalb sollen die 
Gerichte darauf hinwirken, daß die in den Betrieben 
gemäß dem Programm der Stadtverordnetenversamm
lung von Groß-Berlin zur weiteren Zurückdrängung 
der Kriminalität (Beschluß der Stadtverordnetenver
sammlung von Groß-Berlin vom 17. Januar 1969) gebil
deten Aktive für Ordnung und Sicherheit sich verstärkt 
der Vorbeugung von Arbeitsschutzverletzungen zuwen
den und hierbei eng mit den betrieblichen Sicherheits
inspektionen und den Kommissionen für Gesundheits
und Arbeitsschutz bei den betrieblichen Gewerkschafts
leitungen Zusammenwirken.
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